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Auf der Suche nach Extremisten 
Zeit ftir Gespräche 

Von Nikolas Busse 

D ass die amerikanische Regie
rung ihre Antwort auf die 
russischen Vorschläge für ei

ne neue Sicherheitsarchitektur in Eu-
' ropa nicht veröffentlicht hat, zeugt 
von Ernsthaftigkeit. Diplomatische 
Verhandlungen werden in der Regel 
vertraulich geführt, das ·weiß man 
auch in Moskau ganz genau. Putin 
aber ließ seine beiden Entwürfe für 
Verträge müden USA und der NATO 
ins Internet stellen, was die Frage 
aufwirft, ob er überhaupt an seriösen 
Gesprächen interessiert ist. Auch die 
Maßlosigkeit seiner Forderungen 
nährt den Verdacht, dass er vielleicht 
nur zeigen wollt,e, dass der Westen 
nicht auf russische Belange eingehe. 

Wenn Putin verhandeln will, dann 
ist jetzt die Zeit gekommen. Nach 
dem, was die Amerikaner öffentlich 
gesagt haben, entspricht ihre Ant
wort im Wesentlichen dem, was der 
Kreml seit Wochen aus Washington 
und dem Bündnis zu hören be
kommt: Die NATO lässt sich t:Ucht in 
Fragen ihrer Mitgliedschaft hinein-

' reden, ist aber bereit zu Vertrauens
bildung und Rüstungskontrolle. Das. 
ist ein vernünftiges Angebot, das vie
le der militärischen Spannungen be
seitigen könnte, die· nicht nur im Zu
sammenhang mit der Ukraine ent
standen sind. Putins Herrschaftsan
spruch über Osteuropa ist dagegen 
nicht durchsetzbar. Je 'früher man das 
im Kreml einsieht, destb besser wäre 
es für alle Beteiligten. Vor altem wäre 
e$ gerecht für die Ukrainer, die nicht 
für die postimperialen Phantom
schmerzyn eines früheren KGB
Manns bezahlen sollten. 

Kampf um §217 
Von Daniel Deckers 

D 
ie Konferenz der Ministerprä
sidenten ist drtrch die Corona
Pandemie vielen neu bekannt 

. geworden. Dabei trifft das · 
Gremium · bereits seit ·1954 regelmäßig 
politische Verabredungen. J?ine der um
strittensten jährt sich nun zum fünfzigs
ten Mal: Am 28. Januar 1972 verabschie
deten die Ministerpräsidenten gemein
sam mit Bundeskanzler Willy Brandt 
(SPD) den Extremistenbeschluss- besser 
bekannt als "Radikalenerlass". 

Dieser Begriff legt nahe, dass. es sich 
um einen Akt der Rechtssetzung handelt. 
Das ist aber nicht der Fall: Wie die Verab
redungen der Ministerpräsidenten zu Co
rona war auch der Extremistenbeschluss 
nur eine politische Absichtserklärung -
die rechtliche Umsetzung lag bei Bund 
und Ländern, die dabei unterschiedliche 
Wege gegangen sind. Gemeinsam stell
ten Kanzler und Ministerpräsidenten in 
ihrem Beschluss fest, dass nach den Be
amtengesetzen nur jene Bürger Beamte 
werden dürfen, die Gewähr dafür bieten, 
jederzeit für die freiheitlich demokra

. tische Grundordnung lies Grundgesetzes 
einzutreten. Die Konferenzteilnehmer 
verständigten sich ~arauf, dass . dies bei 
Beamtenbewerbern, die einer verfas
sungsfeindlichen Organisation angehÖr
ten, in Zweifel zu ziehen sei. In einer Ein
zelfallprüfungsollte st~ts untersucht wer
den, ob diese Zweifel berechtigt seien. 
Der Beschluss geht davon aus, dass sie in 
der Regel die Ablehnung des Einstel
lungsantrags rechtferti~ten. Bei Perso
nen, die bereits dem öffentlichen Dienst 
angehörten und derartige Zweifel weck
ten, sei zu prüfen, ob sie aus dem Dienst 
zu entfernen seien. , 
· Das führte in der Praxis dazu, dass 
Bund und Länder zu Bewerbern für den 
öffentlichen Dienst von nun an "Regel
anfragen" an den Verfassungsschutz 
stellten. Die Behörden wollten wissen, 
ob Erkenntnisse über die Mitgliedschaft 
in einer verfassungsfeindlichen Organi
sation vorlagen. War das ·der Fall, baten 
sie den Bewerber zum Gespräch. Distan
zierte er sich dort nicht umfassend von 
der Organisation, stellte ihn der Staat 
nicht ein. 

Vor 50 Jahren beschlossen die Minister
präsidenten den vRadikalenerlass" 

I 

. Von Stephdn Klenner 
' . 

Umstritten ist, wie viele Regelanfragen 
in den 1970er- und 1980er-Jahren tat
sächlich gestellt wurden. Eine offizielle 
Statistik des Verfassungsschutzes gibt es 
nicht. Schätzungen nennen Zahlen zwi
schen 1,4 und 3,5 Millionen. Als Folge 
der Regelanfragen soll es etwa 11 000 
Anhörungs- und 2~00 Disziplinarverfah
ren. gegeben haben, die in etwa zehn Pro
zent der Fälle mit einer Nichteinstellung 
oder ·Entlassung endeten. Auch diese 
Zahlen sind mit Vorsicht zu lesen: Nicht. 
immer lässt sich feststellen, ob die Regel
anfrage alleinige Ursache für die darauf 
folgende Behördenentscheidung war. 

Die abgelehnten Bewerber und entlas
senen Beamten gehörten in der Reget· 
komml.lnistischen Gruppen an. Nur weni
ge Rechtsextremisten waren betroffen. 
Die Ursachen dafür sind bis heute um-

stritten. Trotz der Beteiligung von Bun
deskanzler Brandt und der SPD-Minister
präsidenten distanzierte sich die sozial
liberale Koalition in Bonn schon recht 
bald -von den Verabredungen. Ab 1979 
stellte .der Bund die Regelanfrage ein. 
Bayern behielt sie bis 1991 bei. 

Vor altem im Vorfeld der Jahrestage 
des Beschlusses wird immer wieder 
behauptet, die Bundesrepublik habe jun
gen Menschen mit dem "Radikalen
erlass" schweres Unrecht angetan. Von 
"Berufsverboten" ist die Rede. Betroffe
neninitiativen fordern, entlassene Beam
te finanziell zu entschädigen. Juristisch 
hatte dies nur selten Erfolg. 1995 sprach 
der Europäische Gerichtshof. für Men
schenrechte der DKP-Funktionärin 
Dorothea Vogt eine Entschädigung zu, da 
das Land Niedersachsen sie zu Unrecht 

Protest: Demonstration gegen den Radikalenerlass in Stuttgart 1975 Fot0 dpa 

Zagreb und der Westen 

aus dem Schuldienst entlassen habe. Die 
Straßburger Richter betonten aber, dass 
sie nicht über die generelle Zulässigkeil 
des Extremistenbeschlusses urteilten. 

Das Bundesverfassungsgericltt hatte 
bereits 20 Jahre zuvor entschieden, dass 
der Staat Beamtenbewerber ablehnen 
darf, deren Eintreten für die freiheitlich
demokratische Grundordnung zweifel
haft ist. Die Pflicht ~ur Verfassungstreue 
gehöre zu den hergebrachten ' Grund
sätzen des Berufsbeamtentums, statuiert 
im Grundgesetz. Die Entlassung von Be
amten, die gegen die Verfassungstreue
pflicht verstoßen, sei ebenfalls zulässig. 
Die Karlsruher Richter sagten allerdings 
auch, dass ein Beamter, der lediglich sei
ne Überzeugungen mitteile, niemals sei
ne Treuepflicht verletze. Dafür sei not
wendig, , dass der Beamte weitergehende 
Folgerungen daraus ableite. -Diese Unter
scheidung führt dazu, dass Beamte selbst 
nach grenzwertigen Au~sagen nicht ohne 
Weiteres entlassen werden können. · 

Der Umgang.mit solchen Äußerungen 
wird wieder verstärkt diskutiert, seitdem 
sich etliche Beamte in der AfD engagie
ren. Im vergangeneu Jahr entschied das 
Oberlandesgericht Stuttgart, das. Land 
Baden-Württemberg habe den AfD-Bun
destagsabgeordneten Thomas Seitz als 
Staatsanwalt entlassen dürfen, nachdem 
dieser mit Äußerungen über eine "Gesin
nungsjustiz" die Rechtsprechung .delegi
timiert habe. Aktuell diskutieren sächsi
sche Landespolitiker darüber, ob sie die 
Wiedereinstellung des ehemaligen AfD
Bundestagsabgeordneten Jens Maier als 
Richter verhindern können. Maier hatte 
2017 den bundesdeutschen Umgang mit 
der natimtalsozialistischen Vergangen
heit als "Schuldkult" bezeichnet. 

Dass diese aktuellen Fälle zu einem 
erneuten Extremistenbeschluss führen, 
ist indes unwahrscheinlich. Die neue 
Bundesregierung hat in ihrem Koali
tionsvertrag zwar vereinbart, "Verfas
sungsfeinde schneller als bisher aus dem 
Dienst" entfernen zu wollen. ·Weder in 
Berlin noch in d,en Landeshauptstädten 
gibt es aber Initiativen, die über eine Be
schleunigung der Disziplinarverfahren 
hinausgehen. · 

der im badischen 
Dorf lebte sie mit 
Vater Berthold und ' 
Auerbacher in frie 
schaft, ehe der Sclu 
jüdische Familie hei 


